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1 Begrüssung und Mitteilungen 

Die Präsidentin eröffnet die Sitzung um 10.15 Uhr und begrüsst die Mitglieder der beratenden 
Kommission.  

Das Protokoll der letzten Sitzung der beratenden Kommission vom 20. November 2024 
wurde bereits genehmigt und wird verdankt.  

Die Unterlagen für die heutige Sitzung wurden vor 3 Wochen an die Mitglieder versandt. Of
fenbar haben sie alle rechtzeitig erhalten. 

Reto Brand informiert, dass am 1. Februar 2025 die Änderung des AFZFG1 in Kraft getreten 
ist: Kantonale und kommunale Solidaritätsbeiträge können jetzt in steuer- betreibungs-, sozi
alhilfe- und sozialversicherungsrechtlicher Hinsicht gleich wie der Solidaritätsbeitrag des Bun
des ebenfalls privilegiert behandelt werden (Art. 4 Abs. 7 AFZFG). Zudem ist nun der Grund
satz gesetzlich verankert, wonach der Solidaritätsbeitrag auch Opfern, für welche eine 
Beistandschaft oder eine andere Erwachsenenschutzrechtliche Massnahme besteht, mög
lichst zur freien Verfügung stehen soll (Art. 4 Abs. 6 Bst. d AFZFG).  

Reto Brand informiert im Weiteren, dass im Kantonsrat des Kantons Zürich am 20. Januar 
2025 ein dringliches Postulat eingereicht wurde im Hinblick auf die Einführung eines kantona
len Solidaritätsbeitrages (vgl. Kantonsrat Zürich, Geschäft 19/2025). Wie der Presse zu ent
nehmen war, hat hingegen der Regierungsrat des Kantons Bern die Schreiben von Opfern, 
welche vom Kanton Bern die Einführung eines kantonalen Solidaritätsbeitrages verlangten, 
abschlägig beantwortet (vgl. Der Bund, 03.02.2025: Ehemalige Heim- und Verdingkinder ge
hen leer aus). 

Simone Anrig weist darauf hin, dass die aktualisierte Statistik betreffend Solidaritätsbeitrags
gesuche (Stand Ende 2024) auf der Homepage des BJ aufgeschaltet ist (siehe Statistik Soli
daritätsbeitrag). Das Wichtigste in Kürze:  

• Von April 2017 bis Ende Dezember 2024 wurden beim BJ insgesamt 11’619 Gesuche 
eingereicht (2024: 397 Gesuche; 2023: 352 Gesuche).  
Davon konnten 11’002 Gesuche (94.7%) gutgeheissen und entsprechend Solidaritäts
beiträge in der Höhe von total rund 275 Mio. Franken zugesprochen werden.  
427 Gesuche (3.7%) mussten hingegen abgewiesen werden (z.B. weil keine unmittel
bare und ausreichend schwere Beeinträchtigung als Folge einer Massnahme vorlag 
oder sich die geschilderten Erlebnisse erst nach 1981 zugetragen hatten). Bei 68 wei
teren Gesuchen war aus verschiedenen Gründen gar keine inhaltliche Prüfung mög
lich. 

• Die grösste Anzahl von Gesuchen stammte von Personen mit Wohnsitz in den Kanto
nen Bern (20.7%) und Zürich (13.7%). Der Anteil der übrigen Kantone betrug zwi
schen 6.7 und 0.2%. Aus dem Ausland wurden 5.2% der Gesuche eingereicht.    

• 28.7% der Gesuche wurden von Personen mit Jg. 1940-49 gestellt, 27.9% von Perso
nen mit Jg. 1950-59. Die übrigen Personen waren älter (20.1%) bzw. jünger (22.9%). 

• Bei den Schilderungen der Opfer standen Fremdplatzierungen im Kindes- und Ju
gendalter (v.a. als Verding-/Pflegekind oder in Heimen) deutlich im Vordergrund. An
dere fürsorgerische Zwangsmassnahmen wurden hingegen eher selten beschrieben. 

Thomas Gall weist darauf hin, dass auch bei seiner Anlaufstelle, d.h. der Opferhilfe beider 
Basel, im letzten Jahr ein Zuwachs bei der Beratung von Personen, die von fürsorgerischen 
Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen betroffen waren, zu verzeichnen gewesen sei 

 
1  Bundesgesetz vom 30. September 2016 über die Aufarbeitung der fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und 

Fremdplatzierungen vor 1981 (AFZFG; SR. 211.223.13). 

https://www.kantonsrat.zh.ch/geschaefte/geschaeft/?id=873861984a774e8289ecfd1656cbea16
https://www.derbund.ch/kanton-bern-ehemalige-heim-und-verdingkinder-gehen-leer-aus-106533722270
https://www.derbund.ch/kanton-bern-ehemalige-heim-und-verdingkinder-gehen-leer-aus-106533722270
file:///C:%5CUsers%5CU80850228%5CDownloads%5Cstatistik-solidaritaetsbeitrag-d%20(5).pdf
file:///C:%5CUsers%5CU80850228%5CDownloads%5Cstatistik-solidaritaetsbeitrag-d%20(5).pdf
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(43 im Jahr 2024 gegenüber 34 Fällen im Jahr 2023). In den letzten Wochen seien bei seiner 
Stelle zudem vermehrt Anfragen dazu eingegangen, ob auch die Kantone Basel-Stadt und 
Basel-Land einen kantonalen Solidaritätsbeitrag einführen würden. Diese Anfragen könnten 
aber von seiner Stelle nicht beantwortet werden, weil sie nicht am diesbezüglichen politischen 
Prozess beteiligt sei. Sie würden deshalb an die zuständigen Departemente der Kantone wei
tergeleitet werden. Bei den Beratungen würden im Übrigen die Kantone, in welchen damals 
die Massnahmen angeordnet bzw. vollzogen wurden, nicht statistisch erfasst (gleich wie beim 
BJ). Der Aufwand, diese Angaben rückwirkend zu erheben, wäre zu gross. Deshalb könnten 
keine Angaben dazu gemacht werden, wie viele Personen gegebenenfalls einen Anspruch 
auf einen kantonalen Solidaritätsbeitrag geltend machen könnten.  

Barbara Studer weist darauf hin, dass die Situation beim Staatsarchiv des Kantons Bern ähn
lich sei: Auch dort habe es im Jahr 2024 einen Anstieg von Anfragen nach Aktensuchen ge
geben. Tendenziell würden diese auch vermehrt von «jüngeren» Personen gemacht. Auch 
zur Einführung eines kantonalen Solidaritätsbeitrages könne das Staatsarchiv keine Stellung
nahme abgeben.  

Marcel Setz informiert, dass er mitgeholfen habe, die politischen Parteien im Kanton Solo
thurn anzuschreiben, damit sie sich für die Einführung eines kantonalen Solidaritätsbeitrages 
engagieren würden. Nur eine Minderheit der Parteien habe überhaupt geantwortet.   

Theresia Rohr macht darauf aufmerksam, dass am 20. Februar 2025 im Historischen Mu
seum in Bern die Ausstellung «Vom Glück vergessen – Fürsorgerische Zwangsmassnahmen 
in Bern und der Schweiz» eröffnet werde (Informationen unter "Vom Glück vergessen"). 

Heinz Kräuchi weist darauf hin, dass der sehr empfehlenswerte, schweizerische Dokumentar
film «Nebelkinder» (mit Portraits von Betroffenen und deren Kinder) im Januar 2025 an den 
Solothurner Filmtagen gezeigt worden und ab März 2025 in den Kinos zu sehen sei (vgl. Ne
belkinder). 

2 Tätigkeitsbericht der beratenden Kommission / Cocosol für die Jahre 2023-2024 
(Diskussion und Verabschiedung) 

Der Entwurf des Tätigkeitsberichts wurde den Kommissionsmitgliedern zusammen mit der 
Einladung und Traktandenliste für die heutige Sitzung zugestellt. Er wird kurz diskutiert und 
dann verabschiedet. Der Tätigkeitsbericht wird auf der Website des BJ auf Deutsch und Fran
zösisch publiziert (abrufbar unter Solidaritätsbeitrag > ganz am Ende der Seite unter «Doku
mente»). Die Präsidentin dankt dem Kommissionssekretariat für die in diesem Zusammen
hang geleisteten Vorarbeiten.  

3 Diskussion von Einzelfalldossiers 

3.1 Fall aus früherer Sitzung 

Anlässlich der letzten Sitzung hat die beratende Kommission in einem Fall Zusatzabklärun
gen verlangt (mit Einverständnis, dass das Gesuch gutgeheissen werden kann, wenn die Zu
satzabklärungen dies erlauben). Der Fachbereich FSZM informiert nun, dass die Zusatzab
klärungen erfolgt sind und das Gesuch gestützt darauf gutgeheissen wurde. Die 
entsprechende Verfügung und Auszahlung des Solidaritätsbeitrages seien bereits erfolgt.  

https://www.bhm.ch/de/ausstellungen/kommende-ausstellungen/vom-glueck-vergessen
https://www.swissfilms.ch/de/movie/nebelkinder/8B854CE9104441979B5459CA20104BF3
https://www.swissfilms.ch/de/movie/nebelkinder/8B854CE9104441979B5459CA20104BF3
https://www.bj.admin.ch/bj/de/home/gesellschaft/fszm/solidaritaetsbeitrag.html
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3.2 Im Zirkularverfahren geprüfte Fälle (Monatslisten) 

3.2.1  Die Präsidentin stellt fest, dass den Kommissionsmitgliedern seit der letzten Sitzung 
mit der Monatsliste November 2024 total 32 Fälle, mit der Monatsliste Dezember 2024 total 9 
Fälle und mit der Monatsliste Januar 2025 total 38 Fälle unterbreitet worden sind, in denen 
der Fachbereich FSZM eine Gutheissung der Gesuche vorsah.  

Seitens der Kommissionsmitglieder gab es dazu jeweils keine Einwände und die entspre
chenden Gutheissungsverfügungen wurden durch den Fachbereich FSZM danach versendet.  

3.2.2     Mit der Monatsliste Januar 2025 wurden den Kommissionsmitgliedern zudem 1 Fall 
unterbreitet, bei dem der Fachbereich FSZM eine Abweisung vorsah, weil das Gesuch als of
fensichtlich unbegründet erachtet wurde. In den Monaten November und Dezember 2024 gab 
es keine solche Fälle. 

Von den Kommissionsmitgliedern gingen innert Frist keine Einwände ein, weshalb die Abwei
sungsverfügung durch den Fachbereich FSZM demnächst versendet wird. 

3.3 Neue Fälle 

Für die heutige Sitzung wurden der beratenden Kommission 11 neue Gesuche zur Stellung
nahme unterbreitet. In 4 Fällen schlägt der Fachbereich FSZM eine Abweisung vor. 7 Fälle 
sind als Grenzfälle zu diskutieren. Nach eingehender Diskussion jedes einzelnen Falles emp
fiehlt die beratende Kommission, 3 Gesuche gutzuheissen und 6 Gesuche abzuweisen. In 
zwei Fällen wird gewünscht, dass der Fachbereich FSZM noch Zusatzabklärungen zur gel
tend gemachten Beeinträchtigung macht.  

4 Orientierung des Fachbereichs FSZM über den aktuellen Stand der Selbsthilfe-
projekte und des Projekts Valorisierung der Forschungsergebnisse  

4.1 Selbsthilfeprojekte 

Dem Selbsthilfeprojekt «Enfance volée en Suisse» (un film, un témoin) der Projektträger
schaft «Association Agir pour la dignité» (APLD) wurde durch das BJ Ende 2024 eine Finanz
hilfe zugesprochen. In der Westschweiz sollen von 2025 bis Frühling 2027 zwölf hochwertig 
produzierte Videoportraits von betroffenen Personen entstehen. Zusätzlich sollen drei Por
traits im Format «réalité augmentée» entstehen, die insbesondere bei Schulbesuchen von 
Betroffenen in der Westschweiz eingesetzt werden können. Die entstandenen Videoportraits 
sollen zudem an einer Schlussvernissage (voraussichtlich Ende 2026 / anfangs 2027) der Öf
fentlichkeit präsentiert werden. 

Demnächst finden zwei Erzählbistros der besonderen Art statt: Am 3. Mai 2025 eine Bücher
vernissage der «Lebensgeschichten aus dem Erzählbistro» in Solothurn und am 9. Mai 2025 
ein Erzählbistro in Bern, bei welchem speziell auch Familienangehörige von Betroffenen ein
geladen sind.  

4.2 Valorisierung der Forschungsergebnisse 

Die Lern-App „Fürsorge und Zwang“ (www.fuersorge-zwang.ch) ist nun online. Das dreispra
chige Bildungsmedium zur Geschichte der fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und 
Fremdplatzierungen wurde vom BJ in Auftrag gegeben und von den Pädagogischen Hoch
schulen Luzern, Waadt und Tessin sowie mit dem Verein „Gesichter der Erinnerung“ entwi
ckelt. Die kostenlose Lern-App richtet sich an Schülerinnen und Schüler ab der 7. Klasse und 
an alle Interessierten. In Videoportraits begegnen sie Schicksalen und Lebenswegen von Be
troffenen. Die Schülerinnen und Schüler rekonstruieren das Leben der erzählenden Person, 

http://www.fuersorge-zwang.ch/
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erschliessen Quellen und halten ihre Überlegungen dazu fest. Zur Vertiefung stehen auf der 
Website zahlreiche altersgerecht aufbereitete Unterlagen sowie ein Manual für Lehrpersonen 
zur Verfügung.  

Die Finanzhilfen für Vermittlungsprojekte Dritter laufen nach wie vor gut und es werden lau
fend neue Gesuche eingereicht.  

Ausblick: Die Wanderausstellung startet am 30. Oktober 2025 im Musée Historique 
Lausanne. Anschliessend macht sie bis Frühjahr 2028 in allen Regionen der Schweiz halt: 
Museum Luzern, Museum zu Allerheiligen Schaffhausen, Castelgrande Bellinzona und zum 
Abschluss im Kornhausforum Bern. Im Herbst 2025 wird ebenfalls die nationale Webplattform 
aufgeschaltet. 

5 Verschiedenes 

Barbara Studer teilt mit, dass Reto Brand demnächst in Pension gehen wird und deshalb 
heute zum letzten Mal an einer Sitzung der beratenden Kommission teilnimmt. Sie würdigt 
und verdankt sein langjähriges Engagement als Leiter des Fachbereichs FSZM und in dieser 
Funktion für die beratende Kommission.  

Die nächste Sitzung der beratenden Kommission findet am 21. Mai 2025, ab 10.15 Uhr, statt. 

Die Präsidentin dankt den Kommissionsmitgliedern für die rege Beteiligung an den Diskussio
nen und für ihr Engagement und schliesst die Sitzung um 12.45 Uhr. 
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1 Salutations et communications 

La présidente ouvre la séance à 10 h 15 et souhaite la bienvenue aux membres de la com
mission consultative. 

Le procès-verbal de la séance précédente, qui s’est tenue le 20 novembre 2024, a déjà été 
approuvé. La présidente remercie la rédactrice.  

Les documents du jour ont été envoyés aux membres de la commission il y a environ trois 
semaines. Tout le monde les a visiblement reçus à temps. 

Reto Brand informe que la modification de la loi fédérale du 30 septembre 2016 sur les me
sures de coercition à des fins d’assistance et les placements extrafamiliaux (LMCFA)1 est en
trée en vigueur le 1er février 2025 : les contributions de solidarité cantonales et communales 
peuvent désormais bénéficier du même traitement privilégié en matière de droit fiscal, de 
droit des poursuites, de droit de l’aide sociale et des assurances sociales que la contribution 
de solidarité de la Confédération (art. 4, al. 7, LMCFA). En outre, le principe selon lequel les 
victimes faisant l’objet d’une curatelle ou d’une autre mesure de protection de l’adulte doivent 
pouvoir disposer le plus librement possible de la contribution de solidarité est inscrit dans la 
loi (art. 4, al. 6, let. d, LMCFA).  

Reto Brand mentionne également qu’un postulat urgent relatif à l’instauration d’une contribu
tion de solidarité cantonale a été déposé auprès du Grand Conseil du canton de Zurich le 
20 janvier 2025 (cf. Kantonsrat Zürich, Geschäft 19/2025). En revanche, comme la presse l’a 
rapporté, le Conseil-exécutif du canton de Berne a répondu par la négative au courrier de vic
times demandant la mise en place d’une contribution de solidarité cantonale (cf. Der Bund, 
03.02.2025 : Ehemalige Heim- und Verdingkinder gehen leer aus). 

Simone Anrig signale que les données statistiques mises à jour sur les demandes de contri
bution de solidarité (état à fin 2024) sont disponibles sur le site de l’OFJ (voir Statistiques 
contributions de solidarité). L’essentiel en bref :  

• D’avril 2017 à fin décembre 2024, l’OFJ a reçu 11 619 demandes (397 en 2024 ; 
352 en 2023). 

Parmi elles, 11 002 demandes (soit 94,7 %) ont été acceptées et des contributions de 
solidarité ont été versées pour un montant total d’environ 275 millions de francs. 
427 demandes (3,7 %) ont dû être rejetées (p. ex. parce qu’il n’existait pas de graves 
atteintes suite à une mesure ou parce que les évènements rapportés s’étaient dérou
lés après 1981). Pour 68 autres demandes, l’OFJ n’a pas pu effectuer d’examen ma
tériel. 

• La majorité des demandes a été déposée par des résidents des cantons de Berne 
(20,7 %) et Zurich (13,7 %). Les autres cantons ont compté pour 0,2 % à 6,7 % des 
demandes. 5,2 % des demandes ont émané de l’étranger.    

• 28,7 % des demandes ont été déposées par des personnes nées entre 1940 et 1949 ; 
27,9 % par des personnes nées entre 1950 et 1959. Le reste des personnes concer
nées étaient soit plus âgées (20,1 %), soit plus jeunes (22,9 %).  

• Les témoignages des victimes faisaient surtout état de placements extrafamiliaux pen
dant l’enfance ou l’adolescence (notamment chez des particuliers, dans des familles 
paysannes ou dans des foyers). D’autres mesures de coercition ont rarement été rap
portées. 

 
1  RS 211.223.13 

https://www.kantonsrat.zh.ch/geschaefte/geschaeft/?id=873861984a774e8289ecfd1656cbea16
https://www.derbund.ch/kanton-bern-ehemalige-heim-und-verdingkinder-gehen-leer-aus-106533722270
https://www.derbund.ch/kanton-bern-ehemalige-heim-und-verdingkinder-gehen-leer-aus-106533722270
file:///C:%5CUsers%5CU80868154%5CDownloads%5Cstatistik-solidaritaetsbeitrag-f.pdf
file:///C:%5CUsers%5CU80868154%5CDownloads%5Cstatistik-solidaritaetsbeitrag-f.pdf
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Thomas Gall souligne que son point de contact, à savoir l’association d’aide aux victimes des 
deux Bâle, a aussi enregistré l’année dernière une hausse des demandes de conseil prove
nant de personnes concernées par les mesures de coercition à des fins d’assistance et les 
placements extrafamiliaux (43 en 2024 contre 34 en 2023). Ces dernières semaines, l’asso
ciation a également reçu un nombre croissant de demandes visant à savoir si les cantons de 
Bâle-Ville et de Bâle-Campagne allaient également introduire une contribution de solidarité, 
mais elle n’a pas pu y répondre, car elle n’est pas impliquée dans ce processus politique. Ces 
questions seront donc transmises aux départements des cantons responsables en la matière. 
Par ailleurs, le point de contact, pas plus que l’OFJ, n’a pas de statistiques à disposition sur 
les cantons dans lesquels les mesures ont été ordonnées ou exécutées. Comme la charge 
de travail pour recueillir ces données rétroactivement serait trop importante, il est impossible 
de savoir combien de personnes pourraient éventuellement prétendre à une contribution de 
solidarité cantonale. 

Barbara Studer rapporte que la situation aux Archives cantonales du canton de Berne est si
milaire : il y a eu là aussi une augmentation du nombre de demandes de recherche de docu
ments en 2024. En outre, celles-ci ont de plus en plus tendance à être déposées par des per
sonnes « plus jeunes ». Les Archives cantonales ne peuvent pas non plus se prononcer sur 
la mise en place d’une contribution de solidarité cantonale.  

Marcel Setz informe qu’il a participé à l’envoi d’un courrier aux partis politiques du canton de 
Soleure afin qu’ils s’engagent en faveur de l’instauration d’une contribution de solidarité can
tonale. Seule une minorité des partis a répondu.  

Theresia Rohr fait remarquer que l’exposition « Les Laissé.e.s-pour-compte du bonheur » 
s’ouvre le 20 février 2025 au Musée d’Histoire de Berne (informations sous « Les Laissé.e.s-
pour-compte du bonheur »). 

Heinz Kräuchi signale que le documentaire suisse « Les Enfants du silence » (chaudement 
recommandé), qui comporte des portraits de personnes concernées et de leurs enfants, a été 
montré en janvier 2025 aux Journées de Soleure et sera diffusé dans les cinémas à partir de 
mars 2025 (cf. « Les Enfants du silence »). 

2 Rapport d’activité de la Cocosol pour les années 2023 et 2024 (discussion et 
adoption) 

Les membres de la commission ont reçu le projet de rapport d’activité en même temps que 
l’invitation à la 37e séance et que l’ordre du jour. Ils adoptent le rapport après une brève dis
cussion. Celui-ci sera publié sur le site Internet de l’OFJ en allemand et en français (dispo
nible sous Contribution de solidarité > tout en bas de la page sous « Documents »). La prési
dente remercie le secrétariat de la commission pour le travail réalisé en amont. 

3 Discussion des dossiers individuels 

3.1 Cas abordés lors de la séance précédente 

Lors de la séance précédente, la commission a demandé des investigations supplémentaires 
pour un cas, étant entendu que la demande pouvait être approuvée si celles-ci le permet
taient. L’unité MCFA indique qu’elles ont été effectuées et que la demande a été approuvée 
en conséquence. La décision a déjà été communiquée et le versement de la contribution de 
solidarité a été effectué.  

https://www.bhm.ch/fr/expositions/expositions-actuelles/les-laisse-e-s-pour-compte-du-bonheur
https://www.bhm.ch/fr/expositions/expositions-actuelles/les-laisse-e-s-pour-compte-du-bonheur
https://www.swissfilms.ch/fr/movie/nebelkinder/8b854ce9104441979b5459ca20104bf3
https://www.bj.admin.ch/bj/fr/home/gesellschaft/fszm/solidaritaetsbeitrag.html
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3.2 Cas traités par voie circulaire (listes mensuelles) 

3.2.1  La présidente fait état du nombre de cas que l’unité MCFA envisageait d’approuver 
qui ont été soumis à la commission depuis la dernière séance par listes mensuelles : 32 cas 
en novembre 2024, 9 cas en décembre 2024 et 38 cas en janvier 2025.  

Les membres de la commission n’ont pas formulé d’objections et l’unité MCFA a déjà envoyé 
les décisions d’approbation.  

3.2.2     Sur la liste mensuelle de janvier 2025 figurait en outre un cas que l’unité MCFA pro
posait de rejeter, jugeant la demande infondée. Il n’y avait pas de cas de ce type en no
vembre et décembre 2024.  

Les membres de la commission n’ayant pas fait d’objections dans le délai imparti, l’unité 
MCFA procédera sous peu à l’envoi de la décision de rejet. 

3.3 Nouveaux cas 

Pour la séance du jour, l’unité MCFA a soumis 11 nouvelles demandes pour avis à la com
mission, proposant d’en rejeter 4 et d’examiner plus avant 7 cas limites. Après discussion ap
profondie de chaque cas, la commission propose d’approuver 3 demandes et d’en rejeter 6. 
Dans deux cas, elle souhaite que l’unité MCFA mène des investigations supplémentaires sur 
l’atteinte subie.  

4 Information de l’unité MCFA sur l’état des projets d’entraide et du projet de 
valorisation des résultats de la recherche  

4.1 Projets d’entraide 

Fin 2024, l’OFJ a octroyé une aide financière au projet d’entraide « Enfance volée en 
Suisse » (un film, un témoin) de l’association Agir pour la dignité. Douze portraits vidéo de 
personnes concernées seront produits en Suisse romande entre 2025 et le printemps 2027. 
Trois portraits en réalité augmentée seront également conçus : ils sont destinés en particulier 
aux visites de classes effectuées par des personnes concernées en Suisse romande. Les 
portraits vidéo seront en outre présentés au public lors d’une manifestation de clôture, vrai
semblablement fin 2026 ou début 2027. 

Deux bistrots d’échange un peu particuliers auront lieu prochainement : un vernissage du 
livre Histoires de vie du Bistrot d’échange le 3 mai 2025 à Soleure et un bistrot d’échange à 
Berne où les membres de la famille des personnes concernées sont également conviés.  

4.2 Valorisation des résultats de la recherche 

L’application pédagogique « Assistance et coercition » (https://assistance-coercition.ch) est 
maintenant en ligne. L’OFJ a mandaté les hautes écoles pédagogiques des cantons de Lu
cerne, de Vaud et du Tessin afin qu’elles développent en collaboration avec l’association Les 
visages de la mémoire le média éducatif trilingue dédié à l’histoire des mesures de coercition 
à des fins d’assistance et aux placements extrafamiliaux. L’application gratuite s’adresse spé
cifiquement aux élèves à partir de la 7e année, mais aussi à toutes les personnes intéres
sées. À travers des portraits vidéo, les enfants découvrent le destin et le parcours de per
sonnes concernées. Ils reconstituent la vie des personnes, exploitent des sources et notent 
leur réflexion à ce sujet. Pour aller plus loin, le site Internet contient de nombreux documents 
adaptés à l’âge des élèves ainsi qu’un manuel pour le personnel enseignant.  

Les aides financières pour les projets de médiation sont très demandées et de nouveaux pro
jets sont régulièrement soumis à l’OFJ.  

https://assistance-coercition.ch/
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Perspectives : l’exposition itinérante débutera le 30 octobre 2025 au Musée Historique de 
Lausanne. Par la suite, elle fera des haltes dans toutes les régions de Suisse, et ce jusqu’au 
printemps 2028 : à Lucerne (Museum Luzern), à Schaffhouse (Museum zu Allerheiligen 
Schaffhausen), à Bellinzone (Castelgrande Bellinzona) et pour finir à Berne (Kornhausforum 
Bern). Par ailleurs, la plateforme web nationale sera mise en ligne en automne 2025. 

5 Varia 

Barbara Studer rappelle que Reto Brand partira bientôt à la retraite et qu’il participe donc au
jourd’hui à sa dernière séance. Elle le remercie pour son engagement de longue date en tant 
que chef de l’unité MCFA et, à ce titre, pour son travail au sein de la commission.  

La prochaine séance de la commission aura lieu le 21 mai 2025 à 10 h 15.  

La présidente remercie les membres de la commission pour leur engagement et leur partici
pation active aux discussions et clôt la séance à 12 h 45.  
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